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„Großoffensive des Atheismus“
Gerstenmaier kennzeichnet SED-Terror — Bundestagsbesuch in Moskau?

B erlin  (E igenbericht). M it einer bei ihm selten beobachteten 
Sehärfe hat Bundestagspräsident Gerstenmaier vor der Berliner 
T  'sekonferenz im  Bundeshaus den „unerträglichen Terror“  
v U lbricht-Regimes gegenüber der K irche sowie die „Groß- 
oftensive des m ilitanten Atheismus“  in  der Sowjetzone ver
urteilt. Es herrsche ein „grauenhafter Druck, noch viel schlim
mer als bei H itle r“. D er Bundestagspräsident deutete ferner die 
M öglichkeit an, daß eine Delegation des Deutschen Bundes
tages noch in  diesem Jahr, voraussichtlich im  Oktober, der 
sowjetischen Einladung fo lgend nach Moskau reisen werde. E r 
hoffe, daß diese Delegation auch ein ernstes politisches Ge
spräch über das Schicksal der Sowjetzone und über die V or
gänge der letzten Zeit führen könne.

Ulbrichts Handlungsweise, er
klärte Gerstenmaier, belaste 
nicht nur die internationalen 
Beziehungen, sondern auch die 
Beziehungen zwischen beiden 
Teilen Deutschlands. E r fo r
derte die Sowjets auf, iu ihrer 
Zone „nach dem Rechten zu 
sehen“ . In  Gesprächen m it dem 
stellvertretenden sowjetischen 
M inisterpräsidenten M ikojan 
habe er einen sehr vie l fr ied 
fertigeren  Eindruck gewonnen 
als durch das B ild von den A u f
märschen am l.M a i in Ostberlin.

M it gleichwertiger W affe 
A u f Fragen  von Pressevertre

tern sagte der Bundestagsprä- 
si '3'mt zur Evangelischen Syn- 
i es sei eine „Schande“ , daß 
diu SED versucht habe, die 
Delegierten aus der Sowjetzone 
zuvor wochenlang „ f ix  und fe r- 1 
t ig “ zu machen. D er Verlauf 
der Synode habe gezeigt, daß 
die sogenannte „m ittlere L in ie  
—  gleich ob die Bundeswehr 
m it atomaren W affen ausge
rüstet w ird  oder nicht —  fü r 
uns keine politische M öglich
keit b ietet“ . D ie K irche werde 
die Menschenrechte verteidigen. 
D ieser W iderstand sei bereits 
aus sittlichen M otiven heraus 
geboten und er könne vor 
K r ie g  und Unterwerfung be
wahren. Man habe nicht nur 
das Hecht, sondern auch die 
P flich t, einem Terror „zumal 
wenn man angegriffen w ird, zu 
widerstehen, auch m it der 
W affe in der Hand, und zwar 
m it einer gleichwertigen W affe“. .

Zur F rage  der atomaren Be
waffnung erw iderte Gersten
m aier einem Pressevertreter, 
fa lls  die westliche W elt allein 
atomar abrüste, sei das Gleich
gew icht so gestört, „daß w ir  
uns nicht mehr über eine G ip
felkonferenz den K op f zu zer
brechen brauchen“ . A ls A n t
w ort auf w eitere Fragen  nannte 
er die Ehrenerklärung , von 
Propst Grüber fü r Bischof 
D ibelius auf der Synode eine 
„tap fere Rede“ . D ie SED-An- 
g r iffe  seien so unerhört gew e
sen, daß es an der Zeit gewesen 
sei, eine solche Erklärung ab
zugeben. „V/ir wären elende 
F e ig lin ge  gewesen, wenn v/ir es 
nicht getan hätten.“  D ie kom
munistischen Behauptungen, die 
K irche vertrete eine „bestimmte 
politische Richtung“ , wurden 
von Gerstenmaier energisch zu
rückgewiesen. Diese These 
diene nur dem K am pf gegen die 
Kirche.

Abschließend kritisierte der 
Bundestagspräsident auf An
frage  das Verhalten des aus der 
CDU ausgeschlossenen P ro fes 
sors Hagemann, da dieser in 
illoya ler W eise den politischen 
Gegner der eigenen Pa rte i un
terstützt habe. D ie  Erklärungen 
des Journalisten W enger nannte 
Gerstenmaier eine „Häresie“ .

W ieder ein Professor 
geflohen

Der Professor an der V eteri
närmedizinischen Fakultät der 
Ostberliner Humboldt-Universi
tät, P ro f. Dr. Günther Vogel, 
der am vergangenen Sonnabend 
nach W estberlin  geflohen ist,- 
tra f am Donnerstag in  Bonn 
ein. Vogel, der D irektor des 
Instituts fü r Veterinär-Physio
log ie  war, teilte mit, daß nach 
seiner Überzeugung- noch w eit 
mehr W issenschaftler der So
w jetzone fliehen werden.

„ScMechtes Betragen“
Nach einer Meldung des Un

tersuchungsausschusses fre iheit
licher Juristen mehren sich in 
letzter Zeit die Fälle , daß Ober- 
schüier in der Sowjetzone, die 
entgegen dem bestehenden V er
bot in  die Bundesrepublik re i
sen, w egen „schlechten Betra
gens“ eine „v ier“ erhalten. Da
m it sind sie, w ie  der Unter
suchungsausschuß bemerkt,
automatisch vom Abitur ausge
schlossen. <

N e u e  N o t e  a n  M o s k a u
Gipfelkonferenz soll nicht verzögert werden

Paris (ap). D ie Regierungen 
der drei westlichen Großmächte 
haben an die sowjetische R eg ie
rung die Teilnahme von Vertre
tern  Polens und der Tschecho
slowakei an den Moskauer Bot
schafterbesprechungen abgelehnt 
und sich widerstrebend damit 
einverstanden erklärt, daß der 
sowjetische Außenminister Gro- 
m yko weiterhin m it den w est
lichen Botschaftern in Moskau 
einzeln über die Vorbereitungen

fü r die geplante G ipfelkonferenz 
verhandelt.

D ie drei Mächte betonten in 
ihren Noten jedoch erneut, daß 
nach ihrer Ansicht schnellere 
Fortschritte bei gemeinsamen 
Besprechungen zu erzielen seien. 
S ie gäben jedoch den sow jeti
schen Forderungen nach, w eil 
sie m it der grundlegenden A r
beit der Konferenzvorbereitun
gen voranzukommen, wünschten,.

Berlin  7. M  a i  1 9 5 8 N r. 18 / H . Jahrg.
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Gespaltene 
Gewissen

R . D ie Gesamtdeutsche Synode 
der Evangelischen K irche in 
Deutschland hat den evange
lischen Christen in  Ost und 
W est ihre Lage n icht erle ich 
tert. D ie Situation zeichnet sich 
dadurch aus, daß die Christen 
im  Y/esten in a ller F reiheit 
sich fü r oder gegen die g e 
plante atomare Bewaffnung der 
Bundeswehr erklären können, 
daß aber die evangelischen 
Christen im  Osten nicht einmal 
die F reihe it haben, ungehindert 
und unbedroht ihre K inder zur 
Christenlehre und zum K on fir
mationsunterricht zu schicken.

*
D ie  5000 Resolutionen, welche 

der Synode der E K D  in  ihren 
fün f Arbeitstagen Vorlagen, w a
ren —  m ilde gesagt —  so gleich
gestimmt, so SED-gemäß, daß 
sich fast ein synodaler Bearbei
tungsausschuß fü r diese Pap ier
flu t erübrigt hätte. Schulen, Be
triebe und sonstige SED
gelenkte Organisationen setzten 
damit den Druck fort, dem die 
40 Synodalen aus M itteldeutsch
land schon sehr persönlich und 
sehr direkt in den Tagen vor 
ihrer Abfahrt zur Synode aus
gesetzt waren. W as in  diesen 
Resolutionen stand, das stand 
auch in  den Zeitungen der so
genannten D D R : keine B e
handlung des Themas „K irche 
und Erziehung“ , Verurteilung 
der möglichen Atombewaffnung 
der Bundeswehr und Kündigung 
des M ilitärseelsorgevertrages.

*

Nun haben die Beschlüsse der 
Synode diese Forderungen nicht 
erfüllt. Das schafft selbst bei 
der SED und ihrer Führung 
eine gew isse Verlegenheit, die 
in  der ersten gedruckten Reak
tion deutlich w ird . D er M ilitä r
seelsorgevertrag ist nicht 
schlanker Hand gekündigt w or
den. E r w ird  überprüft und 
galt von Anfang an als nicht 
verpflichtend fü r die m ittel
deutschen Gliedkirchen. In  der 
Atombewaffnung der Bundes
wehr waren sich die evange
lischen Christen aus Ost und 
W est nicht einig, jedoch befür
w ortete kein Synodaler aus 
M itteldeutschland die Haltung 
der Bundesregierung. Aber in 
der F rage  der Erziehung waren

sich a lle kirchlichen Vertreter 
ein ig, daß es einen Kompromiß 
zwischen dem atheistischen E r
ziehungszwang in der sogenann
ten D D R . und der christlichen  
Auffassung darüber, w ie E ltern 
ihre K inder zu erziehen haben, 
nicht geben könne.

Sie bekräftigten gemeinsam, 
daß sich durch die Maßnahmen 
des atheistisch ausgerichteten 
SED-Staates eine L a ge  heraus
gebildet habe, welche die K in 
der zum Lügen  zwingt. W er als 
Jugendlicher nicht wünscht, nur 
als untergeordneter Arbeiter in 
den landwirtschaftlichen P ro 
duktionsgenossenschaften ver
wendet oder auch sonst an die 
letzte Sprosse der sozialistischen 
L e ite r  gestellt zu werden, der 
muß heute schon die Jugend
weihe und ihre Vorbereitungs
stunden absolvieren, auch wenn 
er als Christ die dort verkün
dete gottlose Lehre nicht b il
ligen, ja  m it Abscheu abwehren 
muß. E r muß lügen —  oder ein 
soziales M artyrium  auf sich 
nehmen, wenn er nicht die 
Flucht und damit die Trennung 
von H eim at und F am ilie wäh
len w ill. H ier  w ird  die Freiheit 
des Gewissens nicht mehr re
spektiert. H ier  w ird  zum ge
spaltenen Gewissen erzogen oder 
dieses erzwungen. W ir  „be
glückwünschen“  diese A rt von 
Staat zu Staatsbürgern, die in 
der P rax is  nur N ih ilisten sein 
können. W ir  beklagen unser 
Volk , das diese N ot seiner Ju
gend in einem T e il seines L an 
des h ilflos m it ansehen muß.

*

D ie Synode ist sehr g lim pf
lich m it sich und dem zweiten 
deutschen Staatsgebilde verfah
ren, als sie beschloß, dieses ge
w ichtige Thema zwar als Be
richt zur Kenntnis zu nehmen, 
aber noch einmal ein Gespräch 
zwischen ihren Abgesandten und 
dem Ministerpräsidenten Grote
wohl zu versuchen. Es ist depri
mierend, schon jetzt in der 
SED-Presse zu lesen, daß man 
der Synode und dem Rat der 
Evangelischen K irche die L e g i
timation zu einem solchen Ge
spräch bestreitet.

W eder den Berichterstattern 
der SED-Presse noch den ge
tarnten Spitzeln aus Pankow 
war es verwehrt, den Beratun
gen der Synode auch im W est
berliner Johannesstift ungehin
dert beizuwohnen. W as da un
ter der hölzern gewölbten Decke

des Versammlungssaales in 
Spandau in zweitägigen unein
geschränkten Diskussionen von 
Synodalen aus Ost und W est 
gesagt wurde, haben sie hören 
können, vielstim m ig in den An
sichten, aber m it wenigen Aus
nahmen gleichgestimmt im  gei
stigen und geistlichen Niveau. 
Das Begreifen  ist allerdings 
eine andere Sache. Hätten sie 
begriffen  oder begreifen  dürfen, 
dann enthielte die gedruckte 
Reaktion nicht so unsinnige 
Schlagzeilen w ie „Synode J ' 'b t 
beim  M ilitärseelsorge-V er

Das östliche Unbehagen ist 
verräterisch, w eil es zeigt, daß 
h ier ein Gefecht oder sogar 
eine Schlacht ausgefochten w er
den soll, die fern  jeder echten 
Auseinandersetzung ist.

*
Das Terrorsystem  der E in

heits-Weltanschauung duldet 
kein  Verständnis fü r eine Ge
meinschaft, die in einer einzel
nen, wenn auch sehr schwer
w iegenden politischen F rage  un
ein ig, aber in  ihrem Glauben 
geschlossen ist. Es ist eben 
nicht so, w ie der Erste SED- 
Sekretär U lbricht noch jüngst 
in  seinem In terv iew  m it dem 
amerikanischen Verleger Hearst 
glauben machen w ill, daß es 
sich hier um eine politische 
Auseinandersetzung zwischen 
einer Kirchenleitung und einem 
Staat handele, sondern es ist in 
W irklichkeit ein Kam pf um die 
Seele. Das ändert nichts daran, 
daß die Synode der E K D  einen 
au Schärfe kaum zu überbieten
den Gegensatz auszutragen hat, 
den Gegensatz nämlich, da** as 
in  ihren Reihen Christen 
welche die Anwendung atomarer 
W affen im äußersten F a ll für 
gerechtfertigt halten, wenn es 
die Freiheit der westlichen 
W e lt  erfordern sollte; und daß 
es andererseits evangelische 
Christen g ibt, welche sich dem 
Dienst an diesen W affen bis 
zur Absage an die Seelsorge in 
einer atomar bewaffneten Bun
deswehr aus ebenso schwerwie
genden Gründen versagen. D ie 
K lu ft  ist da und ist zunächst 
nicht durch irgendwelche noch 
so frommen Sprüche zu über
decken. H ier sind die Gewissen 
getrennt. D ie  Gemeinschaft im 
Glauben aber ist erhalten w or
den. D ie Spaltung der Gewis
sen jedoch bleibt dem terroristi
schen System des SED-Materia
lismus und -Atheismus Vorbe
halten.



Kernwaffen-Unglück in der UdSSR
Bestätigung aus Prag — Oslo bleibt dabei: Raketenbasen im Ostblock

Prag/Oslo/London (ap/dpa). D ie  Gerüchte über ein sow je
tisches Kernwaff en-ünglück, d ie in letzter Zeit in vielfacher 
Form  durch die Weltpresse gingen, verdichteten sich jetzt in 
P rag. Danach hat sich vor einigen Wochen auf der Halbinsel 
Kamtschatka im Osten Sibiriens in einer Kernwaffen-Versuchs
anstalt eine gew altige Explosion ereignet. In  Oslo bestätigten 
hochgestellte Persönlichkeiten der norwegischen Armee, daß 
die Berichte über den Bau sowjetischer Raketenbasen im  Ost
block zutreffen.

'rag  wurde der sowjetische 
Apt A  an den Sicherheitsrat 
wegen der A larm flüge amerika
nischer Atombomber über der 
Arktis m it den Berichten über 
das Kernwaffenunglück im  Osten 
Sibiriens in Zusammenhang ge 
bracht.

Danach hat sich folgendes ab
gespielt: D ie unbeabsichtigte
Kernwaffen - Explosion löste 
starke Druckwellen aus. Sie 
wurden von den USA-Beobach- 
tungsstationen registriert. Da 
ihre Ursache und der Ursprungs
ort nicht sofort festgestellt w er
den konnten, wurde allgemeiner 
A larm  gegeben. D ie amerika
nischen Atombomber stiegen be
fehlsgemäß von ihren Stütz
punkten auf und flogen  in R ich
tung Sowjetunion. Diese F lüge 
waren nach den P ra ger Berich
ten —  die allerdings von der 
amerikanischen Lu ftw a ffe demen
tiert wurden —  der Anlaß fü r 
den sowjetischen Protest im 
Weltsicherheitsrat.

In  Oslo wurde tro tz des er- 
nr "  '>n sowjetischen Dementis 
ru einmal auf den A rtike l in  
dem Regierungsorgan „A rbei- 
derbladet“  verwiesen, der E in
zelheiten über die sowjetischen 
Stützpunkte in  Osteuropa ent
hält. Danach haben die Sowjets 
Luftabwehrwaffen m it A tom 
sprengköpfen in der Gegend der 
Uranbergwerke von Joachims
thal (Böhmen) stationiert und 
unterhalten ein Raketenlager in 
Mähren. D ie Raketen haben 
eine Reichweite von 500 bis 
2000 km. W örtlich  heißt es : 
„D ie Sowjetunion hat entlang 
des gesamten Eisernen Vorhan
ges Abschußrampen für Rake
ten m it m ittlerer Reichweite ge
baut und ist in der Lage, den 
größten T e il Westeuropas m it

Raketen zu beschießen. Basen 
wurden in  Ko lberg, Libau, M e
mel und Reva l errichtet, —  sie 
sind fü r den Abschuß gegen die 
skandinavischen Länder be
stimmt. Raketen derselben A rt

wurden in Thüringen und Ost
pommern stationiert.“

Britische Rakete abgestürzt 
Eine Versuchsrakete der b r i

tischen Atomenergie-Behörde ist 
in unmittelbarer Nähe des Dor
fes N ew  Quai an der W älliser 
Küste in der L u ft  explodiert. 
T e ile  der Rakete stürzten in  
weitem  Umkreis auf einen 
Acker nieder und rissen einen 
tiefen Krater. Es entstanden 
jedoch keine Personen- oder 
Sachschäden.

H e i ß e r  als i m  S o n n e n i n n e r n
Zeta-Gerät wird zehnfache Energie entwickeln

e Berlin  (Eigenbericht). In  
einem Kom itee des Unterhauses 
hat der D irektor des engli
schen Atomenergie-Forschungs
instituts in H arw ell, Sir John 
Cockcroft, m itgeteilt, daß das 
Zeta-Gerät, m it dem man die 
Atomkernfusion erstm alig er
reicht habe, nur ein Anfang sei. 
A ls nächster Schritt w erde man 
das Gerät so m odifizieren, daß 
es die zehnfache Energie auf
nimmt.

M it ein igen anderen Abände
rungen w ill man dann auf Tem -

Reservistenausbildung
In  großem Umfang ist nun

mehr in der Sowjetzone die Re- 
servisten-Ausbildung angelau
fen, m it der die Zahl der w a f
fenm äßig ausgebildeten Männer 
wesentlich erhöht werden soll, 
ohne die Mannschaftsstärke der 
sogenannten „Volksarmee“ zu ver
größern. So rückten, w ie die So- 
w jetzonen-Agentur adn berich
tet, aus dem Bezirk Karl-M arx- 
Stadt (Chemnitz) auch 200 ehe
malige Unteroffiziere und Solda
ten der „bewaffneten Organe der 
D D R “ zu militärischen Leh rgän
gen in Kasernen ein, um danach 
als Reservisten der Volksarmee 
in ihre Betriebe zurückzukehren. 
Über 1300 Studenten von Fach- 
und Ingenieurschulen aus Zwik- 
kau, M ittweida und Karl-M arx - 
Stadt nehmen ebenfalls in 
verschiedenen Armee - Stand
orten an Lehrgängen für m ili
tärische Grundausbildung teil.

peraturen kommen, die höher 
sind als die im  Zentrum der 
Sonne. Der Neutronenausstoß 
soll sich dabei m illionenfach 
verstärken. Der fo lgende Schritt 
würde dann Entw urf und Bau 
eines Gerätes sein, das er Zeta 
M ark I I  nannte und bei dem 
die Energieerzeugung dem Ener
gieverbrauch gleichkäme oder 
diesen schon überträfe und bei 
dem die Temperatur über 100 
M illionen Grad beträgt.

Der Redner sagte, Zeta 
Mark I I  werde so konstruiert, 
daß man m it ihm Experimente 
fü r die direkte Erzeugung von 
elektrischem Strom ausführen 
könne. Im  Prinzip  könne man 
heute schon sehen, w ie ein gu
ter T e il der anfallenden Ener
g ie  direkt in Strom verwandelt 
werden könne. Wenn das Zeta- 
II-G erät erfolgreich arbeite,

, werde man aber noch v ier oder 
fünf Jahre vor der eigentlichen 
kommerziellen Anwendung einer 
entsprechenden Kernverschmel- 
zungsanlage stehen.

Fü r Antarktis-Konferenz
Washington (ap). Präsident 

Eisenhower hat e lf Länder, dar
unter auch die Sowjetunion, zu 
einer Antarktis-Konferenz ein
geladen. Au f der Zusammen
kunft soll versucht werden, ein 
Übereinkommen darüber zu er
zielen, daß das Siidpoigebiet nur 
zu friedlicher Forschungsarbeit 
benutzt wird.



Bedrängnis der Christen wächst
Scharfes Hirtenwort der katholischen Bisehöfe in der Zone

In  allen katholischen Kirchen der Sowjetzone wurde am 
Sonntag ein H irtenw ort der Bischöfe verlesen* in  dem die 
Po litik  der Pankower Regierung gegenüber den Christen nnd 
der K irche auf das schärfste angegriffen w ird. W örtlich  schrei
ben die Bischöfe unter anderem:

„Es bedrückt uns —  von Tag  
zu T a g  mehr —  die seelische 
N o t unserer Gläubigen. Seitdem 
w ir  am 23. Oktober 1957 unser 
H irtenw ort über Schule und E r
ziehung an Euch richteten, hat 
sich die La ge  erheblich ver
schärft. Der Druck auf die 
Freiheit des Gewissens und des 
Glaubens ist härter geworden. 
D ie Philosophie der Gottlosig
keit als verpflichtende L ich t
linie im  gesamten öffentlichen 
Leben wurde rücksichtsloser 
durchgesetzt, über die Kirche, 
ihre Lehre und ihre führenden 
M änner ergoß sich eine F lu t 
von Verleumdungen und V er
zerrungen. Unseren christlichen 
Kindern soll in der Schule m it 
allen M itteln der Glaube an 
Gott, an Christus und an die 
K ircv 3 geraubt werden. Vor 
allem der Unterricht in den 
naturwissenschaftlichen, Fächern 
und in der Geschichte soll da
zu dienen.

über die Maßen w ird  die her- 
anwachsende christliche Jugend, 
zumal bei ihrer Schulentlassung, 
durch die Propaganda fü r die 
Jugendweihe bedrängt. Trotz 
w iederholter Zusicherungen, 
selbst von höchsten Regierungs
stellen, daß die Jugendweihe 
fre iw illig  sei, w ird  von Amts
personen des Staates ein star
ker Druck auf die Jugendlichen 
ausgeübt. Nachweisbare erleiden 
jene, die sich nicht an der Ju
gendweihe beteiligen, deswegen 
schwere berufliche Nachteile.

Schwer leiden gläubige Chri
sten darunter, daß allerwärts, 
in Organisationen und auf dem 
Arbeitsplatz, in Schrifttum und 
Kundgebungen, die Propaganda 
gegen Kirche und Relig ion  im
mer stärker w ird. V ö llig  aber 
w ird  das Menschenrecht m iß
achtet und auch die Verfassung 
übertreten, wenn ehrenhafte 
und gewissenhafte Staatsbür
ger ihre Stellung verlieren oder 
einen Beruf nicht ausüben kön
nen, nur, w eil sie nicht aus der 
Kirche austreten oder auf die 
aktive Betätigung ihres Glau

bens nicht verzichten wollen.
Gerade w eil Ih r  als Christen 

so argwöhnisch beobachtet w er
det, sollt Ih r Euer Bestes ge
ben. Um des H errn  w illen  er
fü llt in treuer Verantwortung 
den Dienst, der Euch ob liegt:

Ih r  müßt vieles geschehen 
lassen und zu vielem  schwei
gen. Beachtet aber sorgfä ltig  
die Grenzen Eures Gewissens!

W enn man Euch auffordert, 
Eure K inder zur Jugendweihe 
zu schicken, sprecht ein klares 
N e in ! Wenn man gar von D ir 
verlangt, aus der K irche auszu
treten, dann sprich ein klares 
N ein  und denke an das W ort 
des H errn : ,W er mich vor den 
Menschen bekennt, den w ill 
auch ich bekennen vor meinem 
Vater im  H im m el; w er mich

Botschafter bei Gromyko
Moskau/London (dpa/ap). D ie 

Botschafter der USA, Großbri
tanniens und Frankreichs hatten 
Anfang der Woche im sow je
tischer? Außenministerium ge
trennte Besprechungen mit dem 
sowjetischen Außenminister 
Gromyko. D ie Besprechungen 
dauerten je  eine halbe bis drei
viertel Stunde und bezogen sich 
auf Fragen  der Gipfelkonferenz. 
Gromyko überreichte den drei 
diplomatischen Vertretern B ot
schaften, die wahrscheinlich 
eine Antw ort auf die letzte 
Note der Westmächte ist.

E in  Sprecher des britischen 
Außenministeriums kündigte an, 
daß Großbritannien sich dem 
Vorgehen der amerikanischen 
Regierung anschließen und 
ebenfalls in Kürze in einer 
Note an die polnische R eg ie 
rung den Rapacki-Plan ableh
nen werde.

Wiener Koalition w ankt
W ien (ap). D ie Schwierigkei

ten zwischen den Koalitions
partnern in  der österreichischen

aber vo r den Menschen ver
leugnet, den w erde auch ich vor 
meinem Vater im H im m el ver
leugnen* (Mt. 10, 32—33).

Vielleicht müßt Ih r bei solcher 
Haltung schwere Opfer auf 
Euch nehmen, aber über allen 
irdischen Vorteilen und Nach
teilen  stehe Euch und Euren 
Fam ilien das W ort der Ap 1: 
»Man muß Gott mehr geho. jn 
als den Menschen.*

D ie Zeit schwerer Gewissens
not muß fü r uns zur großen 
Stunde helfender Bruderliebe 
werden. Da Ih r oft einsam und 
frem d  in  der W elt steht, g e 
w innt Eure Fam ilie neue Be
deutung.

D ie Freiheit stirbt nur dort 
vö llig  aus, W'o der Geist der 
Freiheit stirbt. Der Geist der 
Freiheit aber lebt bei a ller 
Drangsal dort unzerstörbar fort, 
w o lebendiger Glaube darum 
weiß, daß Christus der Sieger 
und der H err ist.“

Regierung haben sich ver
schärft. D ie Pressedienste der 
österreichischen Volkspartei 
(Ö VP) und der Sozialistischen 
Parte i (SPÖ) meldeten, daß bei 
einer Sitzung des Koalitionsaus
schusses der Regierungsparteien 
keine Ein igung erzielt wurde 
und die Verhandlungen auf un
bestimmte Zeit vertagt w u P  w. 
Es wurde bereits von der . 
lichkeit vorzeitiger Neuwahlen 
gesprochen, die nächsten wären 
jn zwei Jahren fä llig .

Element 102 entdeckt
Gatlinburg (Tennessee) (ap). 

Kernphysiker der Universität 
von K aliforn ien  haben m it dem 
neuen Atomzertrümmerer in 
Berkeley einwandfrei das 102. 
Element entdeckt, das bereits 
die Bezeichnung Nobelium  trägt. 
D ie W issenschaftler ließen einen 
Kohlenstoffkern der Masse 12 
auf einen Cirium 246-Kern pral
len, so daß sich ein K ernge
wicht 258 ergab. Dieser über
schwere Kern  gab sofort vier 
Neutronen ab, so daß das E le
ment 102 m it seinem Ma.ssenge- 
wicht 254 entstand.



Fernsehantennen Richtung Westen
Aufzeichnungen über Ereignisse und Stimmungen in Mitteldeutschland

B. Berlin  (Eigenbericht) 
Neben den m ilitanten M ai

paraden fanden in  den Städten 
der Zone Veranstaltungen zum
1. Mai statt, die dem T a g  den 
Charakter eines Volksfestes ge
ben sollten. D ie allgemeine Mü
digkeit der Bevölkerung gegen
über den staatlich sanktionier
te Propagandaparolen wurde 
av diese W eise etwas über
spielt.

LE IP Z IG
Studenten im Anti-Atom ein

satz. M it Sketchen versuchten 
Studenten der Karl-M arx-Uni- 
versität die Aufmerksamkeit auf 
sich zu lenken. Sie spielten 
flo tte  Weisen, bis sich eine 
größere Gruppe von Menschen 
angesammelt hatte. Dann, be
gannen sie m it kleinen E in
lagen, in denen sie gegen die 
westdeutschen Aggressoren pole
m isierten. D ie  SED bezeichnete 
diese Einsätze als vorbildliche 
Beispiele fü r Massenagitation.

Sport an der Spitze des In 
teresses. D ie Massen strömten 
am 1. Mai zum Stadion. Dort 
sah man Ringer, Judo- und 
Boxsportler, eine 4Xl00-m-Staf- 
fe l. 500 Tänzerinnen und Tänzer 
zeigten ihr Können unter dem 
großen Maibaum. Bodenturner 
und Tischspringer maßen ihre 
K rä fte . D er Höhepunkt des 
T '  ■'•es w ar der große M ailauf 
t Berufsgruppen, w ie z. B. 
Koche, Bäcker, K ellner und 
Briefträger. Andere sahen das 
Fußballspiel zwischen SC Rota
tion und SC L ok  Leipzig .

W IS M A R
Die heftigste Rüge erhielt der 

Parteisekretär und Leh rer an 
der Kreisparteischule, Bajohr, 
wegen seiner Fernsehantenne. 
Von Parteim itgliedern wurde 
festgestellt, daß auf dem Dach 
seines Hauses die Fernseh
antenne Richtung W esten stehe. 
Genosse Bajohr gab nach einem 
Bericht der „Ostseezeitung" zur 
Antwort, es zeuge von poli
tischer Bequemlichkeit, wenn 
man sich nur nach dem Ost
berliner Program m  richte. Seine 
Selbstkritik wurde verurteilt,

w e il sich ernsthafte ideologische 
Unklarheiten daraus ergeben 
würden, wenn man W estpro- 
gramme höre und sehe.

D er Privatgast in  der Bade
wanne soll verschwinden. D ie 
alten treuen Gäste aus den frü 
heren Zeiten sollen im diesem 
Jahre endgültig fernbleiben. 
D er FD G B w ill die Ferien
plätze bis zur letzten Bade
wanne belegen, damit die Un
sitte, Privatgäste unterzubrin
gen, endlich aufhöre. In  den 
vergangenen Jahren seien Hand
w erker und selbständige Ge
werbetreibende aus M ittel
deutschland in  den Badeorten 
an der Ostsee dadurch unterge
kommen, w eil sie in  , den Bade
wannen der Hausbesitzer über
nachtet hätten. D ie Ostseebäder 
gehörten aber den W erktätigen.

B A U T Z E N
D ie erste Namenweihe in 

Bautzen. A ls  „Bereicherung der 
sozialistischen K u ltur" bezeich
nete die „Sächsische Zeitung“ 
au f der Lokalseite Bautzep die 
ersten offiz ie llen  Namenweihen, 
die am 3. M ai durchgeführt 
werden. In  zwei Feierstunden 
erhalten 30 K inder aus dem 
K re is- und Stadtgebiet im K u l
turhaus „Ernst Thälmann" am 
Kupferhammer die Namenweihe. 
Ansprachen halten Funktionäre 
der SED, eine Kreisvorsitzende 
des D FD  und ein „H eld  der 
A rb e it“. E in  Kreiskom itee fü r

S o ld a t  b is  20 ,
Bonn (ap). „W eder durch 

die Kapitulationserklärung am 
8. M ai 1945 noch durch die E r
klärung der alliierten Regierun
gen vom  5. Juni 1945 ist die 
damalige deutsche Wehrmacht 
aufgelöst worden. Erst am 
20. September 1945 hat der K on 
tro llrat die Auflösung der deut
schen Streitkräfte angeordnet 
und am 20. August 1946 ist 
durch das Kontrollratsgesetz 
N r. 34 bestimmt worden, daß 
die deutschen Streitkräfte als 
aufgelöst zu betrachten sind“ , 
heißt es in einem jetzt ver
öffentlichten U rte il des Bundes
sozialgerichts zu der Frage,

Namenweihe hat die Ausgestal
tung dieser Feiern  übernom
men und das Staatliche En
semble fü r sorbische Volkskul
tur bestellt. D ie  Einwohner der 
Stadt sollen an diesen F e ie r
lichkeiten teilnehmen. B isher 
fanden sogenannte Namenweihen 
nur im Fam ilienkreise statt.; 
Jetzt führt die SED diese E r
satzveranstaltungen fü r ' die 
christliche Tau fe in  allen Ge
meinden durch. Z. B. sind fü r 
den 8. M ai Namengebungsfeiern 
in anderen Orten angesetzt. Den 
E ltern  w ird  je tz t m itgeteilt, 
daß in  Zukunft nicht mehr w ie 
bisher m ehraltrige K in der an
genommen werden. Nam enwei
hen gäbe es nur fü r K in der bis 
zu einem Jahr. 

N E U B R A N D E N B U R G  
- D ie Form alitäten nehmen zu. 

W er  eine W estreise vorbereitet, 
muß zunächst zu seinem A rbeit
geber, zur Gewerkschaftslei
tung, zur Betriebsparteiorgani
sation und zur Volkspolizei. 
A lle  Stellen versuchen, dem 
Antragsteller klarzumachen, daß 
eine W estreise in  den „N A T O - 
Staat“  Westdeutschland schäd
lich sei. W er einen Antrag auf 
legale Übersiedlung in  die Bun
desrepublik stellt, muß Gefahr 
laufen, daß ihm der Personal
ausweis abgenommen wird. Auf 
den Bahnhöfen der Zone müs
sen Volkspolizisten und Trans
portpolizisten auf verdächtige 
Personen achten.

A u g u s t  1 9 4 6
wann die Zugehörigkeit zur ehe
maligen deutschen Wehrmacht 
nach dem Zusammenbruch be
endet war. Dem Urteil, lag  die 
K lage eines 131ers zugrunde.

W ie  in diesem Zusammenhang 
der Bundespresseleiter des Be
rufsverbandes der W ehrbedien
steten m itteilte, hätten die An
gehörigen der deutschen W ehr
macht daher auch nicht ohne 
weiteres am 8. Mai 1945 auf- 
gehört Soldat zu sein. Es sei 
gleichgültig, ob das Selbstaus
scheiden v o r  oder nach dem 
Tage der Kapitu lation erfo lg t

i .



Revolution des dunklen Kontinents
Europa und Afrika: Partnerschaft in der Neuen Welt von morgen

Nach, dem am 1. Januar in  K ra ft  getretenen Vertrag über die 
europäische W irtschaftsgemeinschaft werden ein ige afrikanische 
Kolon ia l- und Treuhandgebiete, u. a. Französisch-West- und 
Zentralafrika, Madagaskar, die Mandatsgebiete von Togo und 
Kamerun, der Belgische Kongo und Italienisch-Somaliland dem 
Gemeinsamen M arkt assoziiert. Der Kontinent A frika, den viele 
als den idealen Ergänzungsraum zu unserem eigenen ansehen, 
is t uns also beträchtlich nähergerückt. Im  nachfolgenden Bericht 
versucht unser M itarbeiter, ein B ild  des neuen, werdenden 

A fr ik a  südlich der Sahara zu zeichnen.

W er zum eingefleischten Eu
ropäer werden w ill, der unter
nehme eine Rundreise durch 
A frika . E r  w ird  als beigeisterter 
Verfechter der Vereinigten Staa
ten  von Europa zurückkommen. 
E r  w ird  überzeugt sein, daß die 
vie lfä ltigen  Möglichkeiten zur 
Entw icklung des riesigen K on 
tinents nur als Gemeinschafts
aufgabe von Europäern und 
A frikanern  zu lösen sein w er
den. E r  w ird  überwältigt w er
den von dem Ausmaß 'der V er
änderungen sozialer, w irtschaft
licher und politischer A rt über
a ll auf dem Erdteil. E r w ird  er
schrecken über die sich ihm auf
drängende Feststellung, daß die
ser Kontinent ein getreues Spie
gelb ild  europäischer Zerrissen
heit und Gegensätze ist, daß 
jed e  der europäischen Kolon ia l
mächte eine andere Einstellung 
zum gleichen Prob lem  hat.

E in  westafrikanischer P o lit i
ker hat einmal einen Ausspruch 
getan, der als Motto über allen 
Problem en in diesem Kontinent 
stehen könnte. Er sagte: „Man 
kann auf einem K lavier m it den 
weißen Tasten so etwas w ie 
eine M elodie spielen. Und man 
kann m it den schwarzen Tasten 
so etwas w ie  eine M elodie her
vorbringen. Zu einer harmoni
schen Sinfonie aber bedarf es 
der weißen u n d  der schwarzen 
Tasten .“ In  diesem Ausspruch 
lieg t in  der T a t das ganze, den 
Besucher o ft so verwirrende 
Prob lem  Afrika.

Darin  lieg t die eigentliche 
Schwierigkeit des heutigen P ro 
blems A frika : die alte patriar
chalische Ordnung ist geschwun
den. Das System der Ko lon ia l
verwaltung und der rücksichts
losen Ausbeutung ist .im Ge
fo lg e  der W eltum wälzung durch
löchert, und*m it der neuen Zeit 
kamen neue Ideen, die erst a ll
mählich den veränderten V er

hältnissen angepaßt werden. Der 
gesamte Kontinent befindet sich 
im Zeitalter einer industriellen 
Revolution m it all den sozialen 
Spannungen und Umwälzungen, 
die sie zwangsläufig im Gefolge 
hat. H ier  w ird  sie noch ver
schärft, w eil sich zum Problem  
des neuen Industrieproletariats 
noch das der Hautfarbe und der 
Zivilisationsstufe gesellt. Die 
Eingeborenen werden zu Indu
striearbeitern, Angestellten, L eh 
rern, Landwirten. Die W ildnis 
w ird  immer ausgeprägter zu 
einer wohlbestellten A grarw irt
schaft. Der Europäer riß  den 
Eingeborenenaus seinen Bindun
gen, ohne ihm etwas Gleichwer
tiges dafür zu geben. Aus prim i
tivstem Urzustand wurde der 
Schwarze übergangslos und un
verm ittelt in die technische 
Stromlinienform unserer Zeit ge
preßt. Aber auch weiterhin steht 
der Eingeborene vielfach drau
ßen vor der Tür, und w o er in 
den Bereich des W eißen einge
lassen w ird, da findet er keinen 
Stuhl.

In  A frika  südlich der Sahara, 
einem Gebiet von der mehr
fachen Größe ganz Europas, le
ben in Kolonien, Protektoraten, 
Mandaten, einem selbständigen 
weißen und bisher erst zwei 
schwarzen Staaten rund 200 M il
lionen N eger und nur etwa 
5 M illionen W eiße neben einigen 
100 000 Asiaten und Mischlingen. 
In  Südafrika, wo mehr als die 
H ä lfte  der W eißen auf dem 
Kontinent zum T e il schon seit 
über 300 Jahren wohnen, kom
men vier N eger auf einen Euro
päer, in Zentralafrika ist das 
Verhältnis stellenweise 700 : 1! 
M it Ausnahme der afrikanischen 
Westküste, wo die Emanzipation 
der Schwarzen die größten F o rt
schritte gemacht hat, nimmt im 
gesamten übrigen Te il des K on 
tinents der Eingeborene noch 
keinen Anteil an der politischen

Verwaltung. In  vielen Fällen, 
beispielsweise in Südafrika und 
in  Zentralafrika, w ird  sie ihm 
verwehrt. In  vielen anderen Ge
bieten ist er tatsächlich noch 
nicht in der Lage, sich selbst zu 
regieren, in einer vö llig  ver
änderten Umwelt wirtschaftlich 
auf eigenen Füßen zu stehen. 
D er Eingeborene bedarf noch 
fü r lange Zeit der führer \ 
anleitenden Hand des Europa

Le id er aber ist diese führende 
Hand nicht ein ig in der Z iel
setzung. N icht das Gegenein
ander, sondern das Miteinander 
kann die v ie lfä ltigen  M öglich
keiten des Kontinents zum V or
teil a ller nutzen. N icht Apart
heid, sondern einzig und allein 
echte, vertrauensvolle Partner
schaft kann die Problem e m ei
stern.

Bis zum Überdruß hört man 
in Europa das W ort vom Roh
stoffkontinent der Zukunft. Daß 
er seine Aufgabe erfüllen kann, 
daß er seine überreichen M ög
lichkeiten ausnutzt, dazu bedarf 
es der gemeinsamen Anstren
gung aller, sowohl der schwar
zen w ie  der weißen Bewohner.

Nehru bleib! im Amt
Neu Delhi (ap). Der indische 

M inisterpräsident Nehru hat sich 
den Wünschen seiner Kongreß
partei gefügt und di6 Absicht, 
zeitweise vom  Amt des Re^*»- 
rungschefs zurückzutreten, 
gegeben.

A u f einer Sondersitzung der 
Parte i erklärte Nehru, der sicht
lich bewegt war, „in  a ller D e
mut“ sehe er davon ab, den 
Schritt zu tun, den er beabsich
tig t  habe. D ie versammelten 
Parte ivertreter nahmen diese 
Erklärung m it donnerndem Bei
fa ll auf. Der M inisterpräsident 
wiederholte aber, daß er Zeit 
benötige, um über die „schlechte 
Atmosphäre“ nachzudenken, die 
seiner Meinung nach zur Zeit 
in Indien herrscht. E r begrüße 
es, daß man sich darüber noch 
eingehender unterhalten werde.

Herausgeber: Deutschland-Ver
lag  GmbH., Berlin-Tem pelhof 1,
Manfred-von-Richthofen-Str. 2.



K e s s e ltr e ib e n  g e g e n  K i r c h e  h ä lt  a n
SED-Demonstrationen gegen Görlitzer Oberkonsistorialrat

Berlin (dpa). Gegen den Gör
litzer Oberkonsistorialrat F ran
kel- hat ein von der SED ver- 
anlaßtes Kesseltreiben einge
setzt. In  „Protestsehreiben" und 
Beschlüssen von Organisationen 
w ird eine Bestrafung dieses ho
hen Beamten der Evangelischen 
Kirche verlangt, w eil er sich auf 
de”  Synode in Ostberlin gegen 
c Auftreten sogenannter A r- 
bdit-ördelegationen gewandt habe.

Nach Augenzeugen-Berichten 
aus Görlitz warteten Demon
strantengruppen auf dem Bahn
hof die aus Berlin  eintreffenden 
Züge ab, in denen sie den von 
der Synode zurückkehrenden 
Oberkonsistorialrat vermuteten. 
Auf m itgeführten Pappschildern 
wurde die Verjagung Frankels 
aus Görlitz gefordert. Fränkel 
war jedoch an diesem T ag  noch 
nicht nach Görlitz zurückge
kehrt.

Auch im Mai-Umzug in  der 
Stadt waren, den Berichten zu
folge, Losungen gegen Fränkel 
zu sehen. Man bezeichnete den 
Geistlichen als „faschistischen

Protest der Kommandanten
Berlin (ap). D ie drei west- 

alliierten Kommandanten von 
Berlin  stellen in einer ver
öffentlichten Erklärung fest, 
d  ̂ die am 1. Mai in Ost- 

n veranstaltete Parade der 
Sowjetzonen-Volksarmee sowie 
die Demonstration bewaffneter 
SED-Kampfgruppen m it dem 
besonderen Status Berlins „un
vereinbar“ seien. D ie Komman
danten könnten sowjetische V er
suche, die auf Viermächte-Über- 
einkommen basierende Verant
w ortung zur Aufrechterhaltung 
von Ruhe und Sicherheit in B er
lin einseitig aufzugeben, nicht 
hinnehmen.

Sie müßten deshalb erneut be
tonen, „daß die sowjetischen 
Behörden auch weiterhin fü r 
etwaige Folgen  verantwortlich 
gehalten werden, die die Ruhe 
und Sicherheit in Berlin  beein
trächtigen und von solchen D e
monstrationen herrühren könn
ten“ , heißt es wörtlich in der 
Erklärung.

Provokateur“ , gegen den ein 
Verfahren auf G-rund des soge
nannten Friedensschutzgesetzes 
eingeleitet werden solle. Dieses 
Gesetz sieht schwerste Strafe 
bis zur Todesstrafe vor.

Rektor denunziert Professor
Berlin  (dpa). Der D irektor der 

Rostocker Universitäts-Nerven- 
klinik, P ro f. Dr. med. Franz 
Günther von Stockert, einer der 
bekanntesten deutschen Nerven- 
spezialisten, soll nach einer 
M eldung des Informationsbüros 
W est vom Sowjetzonen-Staats- 
sicherheitsdienst verhaftet w or
den sein. Das Belastungsmate
rial soll vom Rektor der U niver
sität Rostock, P ro f. Dr. Ernst 
Reinmuth, stammen. In  einem 
Kommentar des Inform ations
büros w ird  es als „erst- und 
einmalig in der Geschichte der 
deutschen Universitäten“ be
zeichnet, „daß sich ein Rector 
magneficus als Denunziant be
tätig t“ .

Bulgariens KP in Sorge
Budapest (ap). D ie bulgarische 

Monatsschrift, „Partien  Shivot“ 
hat sich in einem Artikel, der 
jetzt in Budapest bekannt 
wurde, m it „bürgerlichen Ten
denzen“ in Bulgarien ausein
andergesetzt, die sich auf meh
reren Parteitreffen  vor allem in 
Kreisen der Künstlergewerk- 
sehaften und in  Presse bemerk
bar machen. In  diesen Bevölke
rungsschichten hätten sich 
Stimmen erhoben, die nach der 
„Freiheit und der Demokratie 
des bürgerlichen T yp s“ verlangt 
hätten.

Arnold Vorsitzender 
der CDÜ-Sozialausschüsse
Frankfurt (dpa). Der stellver

tretende Parteivorsitzende der 
CDU und ehemalige M in ister
präsident von Nordrhein-W est
falen, K a rl Arnold, wurde am 
Sonnabend in  Frankfurt zum 
neuen Vorsitzenden der Sozial
ausschüsse der christlich-demo
kratischen Arbeitnehmer schaft 
gewählt. D er bisherige Vor
sitzende, Bundesminister a. D. 
Jakob Kaiser, hatte aus Ge
sundheitsgründen au f eine W ie 
derwahl verzichtet. Zum Stell-

Vertreter wurde Johannes A N  
bers ■wiedergewählt.

Der DGB-Vorsitzende W illi 
Richter lehnte vor den D elegier
ten der Sozialausschüsse nicht 
nur eine politische, sondern auch 
eine parteipolitische Neutralität 
des DGB und der Gewerkschaf
ten ab, „wenn unter einer sol
chen Neutralität verstanden 
w ird , daß die Gewerkschaften 
nicht das Recht haben sollten, 
zu irgendwelchen politischen 
Fragen  Stellung zu nehmen und 
ihre Meinung zu äußern“. R ich
ter hatte auf Verlangen der D e
legierten  das W ort in der Aus
sprache ergriffen , in deren V er
lauf der DGB w egen seiner Un
terstützung der Aktion  „K am pf 
dem Atom tod“ und einer angeb
lichen Behinderung der christ
lichen Gewerkschaftler im  DGB 
heftig  angegriffen  worden war..

VBB und Endspiel
D T . In  den letzten Tagen  

konnte man ln  F rankfu rt a. M. 
und in Berlin  hören, daß der 
Deutsche Fußball-Bund wegen 
des Endspieles der Deutschen 
Fußball-Meisterschaft 1958 erste 
Füh ler nach. Berlin  ausgestreckt 
hatte, um das Endspiel im  
Olympia-Stadion durchführen zu 
lassen. Berlins Kandidatur ist 
erledigt. Es heißt, daß der V er
band Berliner Ballspielvereine 
abgew inkt habe, w e il angeblich 
Berlins Fußballvereine mehr an 
einem Länderspiel interessiert 
sind. Dazu stellt der TA G  in 
a ller Offenheit ein ige F ragen  an 
den V B B :

1. Is t  es zutreffend, daß der 
VBB  nicht zustimmend auf das 
P ro jek t Endspiel 1958 in  Berlin 
geantwortet hat?

2. Wann sind Berlins Vereine 
g e frag t worden, welches Spiel 
s ie haben möchten?

3. Seit wann hat Berlin  die 
W ahl zwischen Endspiel oder 
Länderspiel?

D ie Inform ationen des TA G  
sind so, daß am vorstehend ge
schilderten Sachverhalt kaum zu 
zw eife ln  ist.

In  diesem Zusammenhang sei 
daran erinnert, daß vo r Jahren 
nach Angaben aus der D FB - 
L eitu n g  der VBB  das ihm ange
tragene Länderspiel Österreich 
gegen Deutschland nicht an
nahm, w eil er sich angeblich 
fü r das sechs Wochen später 
stattfindende Städtespiel Berlin  
gegen  W ien  nicht das Geschäft 
verderben wollte.



B IL D E R  D E R  W OCHE, Oben: NATO-Tagung in Kopenhagen. D ie dänische Kron
prinzessin Margarethe empfing in Vertretung ihres in Großbritannien weilenden 
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Erhard.


